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bttreffen, dem Beteiligten nach seiner Wahl binnen einer präklusivischen Frist von sechs Wochen
nach Insinuation der betreffenden Verfügungen der Rekurs an den Provinzial-Verwaltungsrath
oder der Rechtsweg offen. Von der einmal getroffenen Wahl kann nicht wieder abgegangen werden.
Die Mittheilung der Entscheidung des Provinzial-Verwaltungöraths erfolgt entweder zu Protokoll
oder durch Zusendungen gegen Insinuations-Dokument.

Wegen der Prämien ist nur der Rekurs zulässig.
Bei den Bestimmungen dieses Paragraphen glaube ich, daß diese Angelegcuhcit durch die

Entscheidung des Provinzial-Vcrwaltungsrathcs endgültig erledigt ist und werde ich den betreffenden
Petenten darnach bescheiden. Diese Angelegenheit kommt hier also nicht zur Behandlung.

Abgeordneter Nadermacher: Ich möchte bitten, mich für die Behandlung der Petition
des Herrn Landraths von Runkel, betreffend die Milzbrand-Entschädigung für die Gemeinde
Urbach, dem I. und IV. Ausschuß zuzutheilen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Radermacher wird für die Behandlung
dieser Frage dein I. und IV. Ausschuß zugetheilt.

Meine Herren! Die Petitionen, die mir vorliegen, habe ich Ihnen sämmtlich mitgetheilt.
Der Abgeordnete Friederichs hat das Wort,
Abgeordneter Friederichs: Ich möchte bitten, mich für die Sckundär-Bahn-Angelegenheit

dem V. Ausschuß zuzutheilen.
Landtags-Marschall: Ich theile den Abgeordneten Friederichs für die Selundärbahn-

Angelegcnheit dem V. Ausschuß zu. Dann schließe ich die heutige Sitzung und bitte die Herren,
Samstag um 11 Uhr wieder hier erscheinen zu wollen, damit morgen und übermorgen die Aus¬
schüssedurcharbeiten können und möglichst viel fertig stellen.

Die Tagcs-Qrdnung würde ich später vertheilen lassen.
Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 35 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Stiindchmlse zu Düsseldorf, am Samstag den 19. ztovemver 1881.

Beginn: 11 Uhr Vormittags.

Tages-Qrdnung:
Vcrwaltungs-Bericht für das Jahr 1879 und 1880.

Referent: Abgeordneter Dietze. (Druckstüct I. 1 und 2.)
Referat, betreffend die Verlegung des Etats- und Rechnungsjahres.

Referent: Abgeordneter Croon. (Druckstück I. 3.)
Etat des Provinzial-Landtags, des Provinzial-Verwaltungsraths und der provinzial-
ständischen Central-Vcrwaltungsbehörde für die Etatsjahre vom 1. April 1882 bis
31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884.

Referent: Abgeordneter von Eynern. (Drnckstück I. <>.)
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4. Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten der niederen landwirthschaftlichen Schulen,
sowie für die Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke für die Etatsjahre
vom 1. April 1882 bis 31, März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31 März 1884.

Referent: AbgeordneterLimbourg. (Druckstück IV. 9.)
5. Etat für die Verwaltung des Ritterguts Dcsdorf für die Etatöjahrc vom 1. April

1882 bis 31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884.
Referent: AbgeordneterFreiherr von Eynattcn. (Druckstück IV. 10.)

6. Etat für die Verwaltung des Fonds zur Gewährung von Entschädigungenfür auf
polizeiliche Anordnung getödtetesRindvieh, Pferde u. s. w. für die Etatsjahre vom
1. April 1882 bis 31. März 1883 uud vom 1. April 1883 bis 31. März 1884.

Referent: AbgeordneterFreiherr von Eynatteu. (Druckstück IV. 11.)
?. Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten, welche die Unterstützung milder

Stiftungen :c., die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für die Etats¬
periode vom 1. April i882 bis 31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis
31. März 1884.

Referent: AbgeordneterKarcher. (Druckstück IV. 12.)
8. Etat für das Hebammenwesen,einschließlich des Spezial-Etats für die Hebammen-

Lehranstalt zu Köln für die Etatsjahre vom 1. April 1882 bis 31. März 1883 und
vom 1. April 1883 bis 31. März 1884.

Referent: Abgeordneter Frhr. von Fürstenbcrg-Gimborn. (Druckstück III. 67.)
9. Referat, betreffend die Erhöhung des Pensionssatzcs für diejenigen Schülerinnen,

welche sich auf eigene Kosten in der Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Köln als
Hebammen auszubilden wünschen.

Referent: AbgeordneterB. von Heister. (Druckstück III. 71.)
10. Referat, betreffend die Nothwendigkeitder Erweiterung der Provinzial-Hebammen-

Lehranstalt zu Köln und Antrag auf Bewilligung der erforderlichenBaumittel aus
dem Ständefonds.

Referent: AbgeordneterBönniger. (Druckstück III. 72.)

Landtags-Marschall: Die Sitzung ist eröffnet. Wir verlesen zunächst das Protokoll
der letzten Sitzung; ich bitte den Herrn Protokollführer,dasfelbe zu verlesen. (Geschieht.)

Ist von einem der Herren Abgeordnetennoch Etwas zu dem Protokoll zu bemerken?—
Es ist dies nicht der Fall, ich erkläre das Protokoll der letzten Sitzung für genehmigt.

Zunächst habe ich dem Hause mitzutheilen, daß heute Morgen wieder eine traurige
Nachricht an uns gelangt ist, das langjährige Mitglied, Graf Schaesberg, ist gestorben. Ich
bitte die Versammlung, sich zum ehrenden Andenken des Verstorbenen von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.)

Ich habe gehört, daß die Beisetzung Montag Vormittag stattfinden wird. Da voraus¬
sichtlich viele Mitglieder des 2. Standes an der Beisetzung Theil nehmen werden, so werde ich
bei der Ansetzung der Sitzung des Provinzial-Landtags darauf Rücksicht nehmen und Ihnen vor¬
schlagen, die Sitzung um 4 Uhr Nachmittags zu halten. Herr Freiherr von Solemacher
hat das Wort.



35

Vice-Landtags-Marschatl,Freiherr von Solemach er-Antw eiler: Ich bitte die Herren
Mitglieder des 2. Standes, nach Schluß der heutigen Sitzung gütigst zu einer kurzen Besprechung
hier, auf dieser Seite des Saales, zusammentretenzu wollen.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Es ist mir zunächst vom kombinirten I. und
IV. Ausschuß der Antrag Ientges und Genossenüber die Konvertirung der 4^/2°/« Rheinprovinz-
Obligationen in 4°/o wieder zugegangen. Der I. und IV. Ausschuß hat, da der Provinzial-
Verwaltungsrath noch nicht Stellung zu dieser wichtigenSache genommenhat, an mich die Bitte
gestellt, den Antrag Ientges dem Provinzial-Verwaltuugsrath zur Berathung überweisen zu
wollen und diese Berathung, in einem Referat zusammengestellt,balbthunlichst an den I. und
IV. Ausschuß zurückgelangen zu lassen, um noch in diesem Landtag eine Beschlußfassungüber den
Antrag herbeiführenzu können. Meine Herren! Der Proviniial-Verwaltungsrath wird demzufolge
Montag Vormittag 10^/2 Uhr zusammentreten, um diese Angelegenheitund noch einige andere
zu behandeln.

Sodaun habe ich eine Zuschrift von dem Herrn Landtags-Kommissariuserhalten, betreffend
die Frage des Anschlusses der landrechtlichen Kreise der Nheiuprovinz an die Landschaftder Provinz
Westfalen. Meine Herren! Die Vorlage ist noch nicht ganz vollstäugig, es fehlen unter Anderem
die Statuten der Landfchaft, welche eben verändert weiden sollen, die Mittheilung der Paragraphen,
welche verändert werden sollen, und die vorgeschlagenenAbänderungen.Der Herr Ober-Präsident sagt mir
am Schluß feines Schreibens zu, daß er die nöthigen Exemplaredieses Statuts noch kommen lassen und
mir dann zur Vertheilungübergeben werde. Ich verweise diese Angelegenheit zunächst an den VI. Aus¬
schuß, um die rechtlicheFrage zu prüfen, und bitte den Herrn Vorsitzendendes VI. Ausschusses
nach der Prüfung mit dem Votum des Ausschussesdie Angelegenheit an mich zurückgelangen zu
lassen, damit ich sie dann zur Prüfung der finanziellenSeite der Angelegenheitan den I. und
IV. Ausschuß gelangen lasse. Ich sage dies hier gleich, damit die Sache nicht erst wieder durch
die Plenarsitzunghindurchgeführtwerden muß, sie geht also zunächst an den VI. Ausschuß,

Es sind mir feiner von dem Herrn Landtags'Kommissariusdie Verzeichnisse der ein-
kounnensteuerpflichtigen Einwohner der RegierungsbezirkeAachenund Trier zugegangenim Anschlich
an die in Nr, 5 des Allerhöchsten Propositions-Dctrets vom 31. v. M. angeordneten Erfatzwahlen
je eines Mitgliedes der Vezirks-Kommifionen.Diese Aktenstücke würde ich vor der Wahl offen
legen, resp, die Herren aus den Regierungsbezirkenbitten, die Akten einzusehen, um dann die Vor¬
schläge machen zu können.

Sodann habe ich noch folgende Eingänge von Seiten des Provinzial-Vewaltuugsraths
mitzutheilen,die bei der Eröffnung des Provinzial-Landtags noch nicht fertig gestellt waren, zunächst:

Referat, betreffend den Stand des Gmndwasserö im Keller der Taubstummenschulezu
Kempen; geht an den III. Ausschuß;

Referat, betreffenddie Betheiligung des Provinzial-Verbandes der Rheinprovinz an der
im Jahre 1882 zu Berlin stattfindendenallgemeinen deutfchen Ausstellungauf dem Gebiete der
Hygiene und des Rettungswesens; geht ebenfalls an den III. Ausschuß;

Antrag auf Dechargirung der Rechnung über die allgemeinenÄedürfnißfonds der Pro-
vinzial-Irrenanstalten pro 1879; geht an den III. Ausschuß;

Antrag auf Dechargirung der Baurechnnng über die Instandsetzungder Direktor-Wohnung
im Landarmenhausezu Trier; geht ebenfalls an den III. Ausschuß;

Referat, betreffend den Antrag ans Uebernahme der Kommunalstraße von Steele nach
Gelsenkirchen uuter die Proviuzialstraßen; geht an den V. Ausschuß,und
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Antrag auf Dechargirung der Rechnung über den Fonds zur Zahluug von Kreis< und
Kommunal-Wegebau-Unterstützungen pro 1879; geht ebenfalls an den V. Ausschuß,

Sodann ist mir ein Antrag von Seiten der Herren Heufer und Genossen zugegangen:
derselbe hat 19 Unterschriftenund lautet:

„Der hohe Provinzial-Landtagwolle beschließen, die Königliche Regierung zu ersucheu,
der Landesvertretungbaldmöglichst die Vorlage eines Gesetzentwurfszu machen,dahin:

daß die dem Eigenthümer zufallenden Versicherungsgelderfür abgebrannte oder durch
Brand beschädigte Gebäude, wenn diese Gelder nicht statutengemäßzur Wiederher¬
stellung der Gebäude verwendet werden müssenoder verwendet worden sind, dem
Hypotheken-Gläubigerfür seiue eingetrageneForderung nach der gesetzlichenRang¬
ordnung haften".

Folgen die Gründe. Im verweise den Antrag an den I. und IV. Ausschuß.
AbgeordneterSeul: Ich bitte, mich für diese Frage dem Ausschußzuweisen zu wollen.
Landtags-Marschall: Herr Direktor Seul wird dem I. und IV. Ausschuß für

diese Frage zugewiesen. Ich bemerke im Allgemeinenbei diesen Zuweisungen,daß diejenigen Abge¬
ordneten, welche nachträglichauf ihren Wunschden Ausschüssenzugewiesenwerden, dort kein Stimm¬
recht haben, daß sie aber ihre Meinungen und ihre Wünsche dort aussprcchenkönne». Ich habe
vergessen, Ihnen dies bei den früheren Zuweisunqen mitzutheilen,aber diese Praxis hat stets bestanden.

Es sind mir folgendePetitionen noch zugegangen,zunächst:
Petition um Bewilligung eines Zuschusses an die höhere Lehranstalt für Textil-Industrie

zu Erefeld Seitens des Proviuzial-Landtages; Herr Ientges hat diesen Antrag zu dem seinigen
gemacht,ich frage, ob dieser Antrag unterstütztwird. (Geschieht.)

Er findet genügende Unterstützung und geht an den I. und IV. Ausschuß.
Es ist mir sodann eine Petition zugegangen vo» Seiten der Gesellschaftfür Rheinische

Geschichtsknnde zu Köln mit folgender Bitte:
„Die hohen Provinzialständc wollen den Bestrebungen der Gesellschaft für Rheiuische
Geschichtskundedadurch ihre volle Anerkennung schenken,daß sie dem Vorstandederselben
eine den weiten Zielen und dcu schwierigen Unternehmungender Gesellschaft entsprechende
regelmäßigeSubvention schon jetzt Hochgeneigtestzur Verfügung stellen".

Es sind zugleich eine Anzahl von Denkschriften — ich glaube 25 Denkschriften — über
die Aufgaben der Gesellschaftfür Rheinische Geschichtstundenur zugesandt worden; ich bitte
diejenigenMitglieder, welche sich für die Sache intereffiren, sich auf dem Bureau die Denkschrift
abholen zu wollen. Ich frage, ob einer der Herren Abgeordnetendiese Sache zu der seinigen macht.

AbgeordneterMarcus: Ich mache diese Sache zu der meinigeu.
Landtags-Marschall: Herr Marcus macht diese Sache zu der seinigen, wird sie

unterstützt? (Geschieht.)
Sie wird unterstütztund geht an den III. Ausschuß.
Ich bemerke, daß allerdings die Sache eher an den I. und IV. Ausschuß gehen sollte, aber

ich möchte diesen nicht zu sehr belasten und bitte den III, Ausschuß, diese Frage zu behandeln. (Bravo!)
Es liegt mir eine Bittschrift aus Walobröl vor, betreffend die Errichtung einer land-

wirthschaftlichen Winterschulezu Waldbröl. So viel ich weiß, geht die Petition um diese Winter¬
schule außerhalb des Nahmeus der Qrganisatiou der Winterschulen,wie sie vom laudwirthschaftlichen
Verein intendirt und vom ProvinzialVerwaltungsrath aus dem ihm dazu gewährtenFonds unter-
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stützt worden ist, ich frage aber, ob einer der Herren diese Petition um Errichtung einer laud-
wirthschaftlichen Winterschulezu Waldbröl zu der seinigen macht.

AbgeordneterLimbourg: Ich mache sie zu der meinigen.
Landtags-Marfchall: Herr Limbourg macht sie zu der seinigcn,wird sie unterstützt?

(Geschieht.)
Sie findet Unterstützungund geht ebenfalls, obgleich in den I. und IV. Ausschuß gehörig,

an den III. Ausschuß. (Bravo!)
Sodann liegt mir eine Petition vor, betreffenddie Hergabe von Chauffee'n zum Bau

der Sekundärbahn vonCall nach Hellenthal. Herr von Werner hat diese Petition zu der seinigen
gemacht, ich frage, ob diese Petition Unterstützungfindet. (Gefchieht.)

Sie findet Unterstützungund geht an den V. Ausschuß.
Herr von Werner wird auf feinen Wunsch dem V.Ausschuß für diese Angelegenheit zugetheilt.
AbgeordneterGraf von Beißet: Dürfte ich bitten, für diese Sache mich auch dem Aus«

schuß zuzutheilen?
Landtags-Marfchall: Graf von Beißel wird auf feinen Wunschanch dem V. Aus¬

schuß zugetheilt.
Dann liegt mir hier eine Petition vor, die an den AbgeordnetenStrunt gerichtet ist,

betreffend Anträge auf Errichtung einer Sieg-Brücke an der Beucl-Overatb'er Provinzialstraße
zwischenSiegburg und Siegburg-Mülldorf. Die Angelegenheit hat schon den vorigen Landtag
beschäftigt und ist von demselben abschlägig beschicken worden. Die Petition ist an Herrn Strunt
gerichtet; ich frage, ob Herr Strunk diefe Petition zu der seiuigenmacht.

AbgeordneterStrunk: Ja!
Landtags-Marfchall: Herr Strunk macht sie zu der seinigen, wird sie unterstützt?

(Geschieht)
Sie wird unterstütztund geht an den V. Ausschuß,
Abgeordneter:Strunk: Ich wünsche für diefe Angelegenheit dem V. Ausfchußzugewiesen

zu werden.
Landtags-Marfchall: Herr Strunk wird für diese Angelegenheit dem Ausschuß

zugewiesen.
Sodann ist mir eine Petition zugegangen,betreffenddie Michaelskapelleauf dem Godes-

berg, erbaut von dem Kurfürsten Clemens im Jahre 1699. Die Kapelle war früher Godes-
berg als Pfarrkirche zugewiesen und ist in fehr schlechtembaulichenZustande; man bittet um eine
Unterstützung aus Provinzialfonds. Ich frage, ob einer der Herren diefe Petition zu der feinigen macht.

AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Ich mache sie zu der meinigen,
Landtags-Marschall: Graf von Hoensbroech macht sie zu der seinigen, wird sie

unterstützt? (Geschieht.)
Sie findet Unterstützungund geht an den III. Ausfchuß.
Sodaun liegt mir eine Petition vor:
„Antrag des Bürgermeisters zu Eupen auf Uebernahmeder „Markt- und Kirchstraße"in

Enpcn auf den Provinzialstraßcnfonds/' Diese Angelegenheithat dem Provinzial-Verwaltungsrath
vorgelegenund wurde, ohne weiter Stellung dazu zunehmen, beschlossen,dem Provinzial-Landtag
dieselbe als Petition vorzulegen. Ich frage, ob einer der Herren Abgeordnetendiefe Petition aus
Eupen zu der feinigenmacht.

AbgeordneterFreiherr von Scheibler: Ich mache sie zu der meinigen.
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Landtags-Marfchall: Herr von Scheibler macht sie zu der seinigen, wird sie
unterstützt? (Geschieht.)

Sie findet Unterstützung und geht an den V. Ausschuß.
Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Ich bitte, mich dem Ausschuß zuzuweisen.

Landtags-Marschall: Herr von Scheiblei wird für die vorhcrgenannte Angelegen¬
heit dem Ausschuß überwiesen.

Wir treten in die Tages-Ordnung ein, zunächst:
Referat des I. und IV. Ausschuß, betreffend den Bericht des Provinzial-Ver-

waltuugsraths über die Ergebnisse der provinzialständischen Verwaltung pro 1879 und
1880. Referent ist Herr Abgeordneter Dietze.

Referent Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Der I. und IV. Ausschuß hat mir den
Auftrag ertheilt, das Referat über den Bericht des Rheinischen Provinzial-Verwaltungsraths über
die Ergebnisse der provinzialständischen Verwaltung pro 1879 und 1880 im Namen des Ausschusses
und gleichzeitig im Namen des Provinzial-Verwaltungsraths zu erstatte«. Die beiden Berichte
liegen Ihnen gedruckt vor, und zwar der vom Jahre 1879 schon seit vielen Monaten, der vom
Jahre 1880 seit mehreren Wochen. Wenn nun auch unterstellt werden darf, daß die sämmtlichen
Mitglieder des hohen Hauses sich iu vollständiger Kenntniß dieses Berichts befinden, fo ist doch
früher stets der Bericht hier darum erstattet worden, um jedem Mitgliede Gelegenheit zu geben,
vielleicht bei dem einen oder anderen Gegenstände der verschiedenen Abtheilungen seine Wünsche in
Bezug auf eine andere Aufstellung zum Ausdruck zu bringen. Ich gestatte mir also, das Referat
über den Verwaltungs-Bericht, wie es im I. und IV. Ausschuß angenommen worden ist, nunmehr
vorzutragen:

„Die provinzialständische Selbstverwaltung hat in Ausdehnung und Erweiterung ihrer
Gcfchäfte von Jahr zu Jahr zugenommen; von Landtag zu Landtag haben sich dieselben vermehrt;
immer mehr haben sie die Arbeitstraft der einzelnen Mitglieder angespannt; aber in dem Bewußtsein,
im Dienste der Provinz für deren Interesse und Wohlergehen, für deren Blüthe zu arbeiten, haben
sich stets Männer gefunden, sowohl im Provinzial-Landtag, als in dem von ihm gewählten Pro«
vinzial-Verwaltungsrath, die in Aufopferung ihrer eigenen Angelegenheiten nach Kräften bemüht
waren, die übernommene Aufgabe zu erreichen.

Wie sich die Geschäfte seit dem 26. Rheinischen ProvinzialLandtage gestaltet haben, wie
sie im Auftrage dieses Landtages vom Prcvinzial-Verwaltungsrath, seinein Organe, abgewickelt
und gefördert worden sind, ist in den den Mitgliedern des hohen Landtags zugestellten Verwaltung«-
Berichten pro 1879 und 1880 dargelegt,

Es kanu nicht Aufgabe der Ausschüsse sein, den Verwaltungs-Bericht anders, als in
kurzen Zügen, mit seinen Hauptzahlen vorzuführen; die Einzelheiten finden sich auf über 320 Druck¬
seiten klar nnd durchsichtig dargestellt; der hohe Landtag möge daraus ersehen, daß die Verwaltung
das volle Sonnenlicht ertragen kann, wenngleich, zu ihrem eigenen Bedauern, die Oeffentlichkeit
unserer Verhandlungen aus inneren Gründen, die in dem Gesetz vom Jahre 1824 liegen, Aller¬
höchsten Orts noch nicht hat bewilligt werden können.

Aus dem Verwaltungö-Bericht pro 1879 sind die folgenden wesentlichen Daten und
Zahlen hervorzuheben:

1. Die von Ihnen gewählte Deputation beglückwünschteam 11, Juni 1879 Ihre Maje¬
stäten den Kaiser und die Kaiserin bei Gelegenheit der Allerhöchsten goldenen Hochzeitöfeier.
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2. Ueber die Oeffentlichkeit der Landtags-Sitzungen wurde die Allerhöchste Entscheidung
vorbehalten.

3. Die Ausgleichung der Kriegsleistungen pro 1870/71 aus Staatsfonds wurde abgelehnt.
4. Die Neuwahl des Provinzial-Verwaltungsraths wurde am 30. April 1879 vollzogen.

Derselbe hatte im Laufe des Jahres 10 Sitzungen von zusammen 25 Tagen und
berieth darin 705 Sachen. Derselbe bezog am 2. December 1879 das soweit fertig¬
gestellte neue Ständehaus.

5. Die Eingänge bei der Central-Verwaltung steigerten sich in 1879 auf 42 882 Gcschäfts-
stüÄe, während dieselben nur 4 Jahre früher, in 1875 nur 14 428 betrugen.

6. Bei dem Spezial-Etat des Provinzial-Landtags, des Provinzial-VerwaltungsrathS und
der proviuzialstäudischen Eentral-Verwaltungsbehörde verblieb ein Bestand von
5021 M. 6« Pf.

Bei der Central-Kassenverwaltung betrug die Eiunahme 7 603 999 M. 40 Pf.
„ Ausgabe . 7 497 280 „ 45 „

also Baarbestand . . 106 718 M. 95 Pf.
Einnahmerest . . 13 291 „ 38 „
Ausgabcrest . . 26 549^,, 65 „

sonach disponibler Bestand . 7^ 93 460 M. 68 Pf"

Aus dem Bestände von Effekten wurden nach dem Beschlusse des Provinzial-
Landtags die Hannovcr-Altenbecken'er und Berlin-Görlitz'er Eisenbahn-Prioritäten, welche

-dem Proviuzialfonds überwiesen waren, zum Course von 95"/« verkauft.

Allgemeine Provinzial-Umlage erfolgte nach den direkten Staats «Steuern im
Betrage von 3 000 000 Mark.

Der Provinzialfonds betrug Ende 1879:
im Nominalwerthe.........2 048 799 M. — Pf.
„ Courswerthe von.........1 999 923 „ 45 „

Der Kreisfonds in Baar und Effekten
nach dem Nennwerth.........2 710 665 M. 82 Pf.
erfuhr daher eine Zunahme von..... 405 285 „ 56 „

7. Für das Landarmen- und Korrigendenwefcn mußten in 1879 327 734 M. 42 Pf.
aufgewandt werden.

Gegen den Etat mehr.......... 50 734 „ 42 „
8. Die durchschnittlicheBevölkerung der Arbeitsanstalt in Brauwcilcr betrug 1122 Köpfe.

Der Etat mußte um 3229 M. 47 Pf. incl. Restausgaben überschritten werden.
9. Im Landarmenhause zu Trier befanden sich Ende 1879: 402 Personen.

An dem Etat der Anstalt wurden 12 472 M. 08 Pf. erspart.
10. Die Gesammtsumme der bis zum Schlüsse des Jahres 1879 unterzubringen gewefenen

verwahrlosten Kinder betrug 88. Der Zuschuß aus der provinzialständischeu Central-
kasfe für deren Unterbringung betrug 27 675 Mark. Bei diesen beiden Positionen
waren die Überschreitungen nicht vorherzusehen; sie liegen wesentlich in den allgemeinen
ungünstigen Zeitverhältnissen, deren Wirkungen seitdem zugenommen haben,

11. Von den Provinzial-Irrenanstalten muß leider lonstatirt werden, daß dieselben überfüllt
find und die Eröffnung der Anstalt in Bonn eine Nothwendigkeit geworden ist.
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Die Kosten derselben sind innerhalb des Etats geblieben und kann im Wesentlichen nur
konstatirt werden, daß die Verpflegung des einzelnen Kranken sich in der Rheinprovinz
billiger gestellt hat, als in anderen Provinzen, wobei die Verpflegung derselben viel¬
leicht eine bessere war. Die bauliche Fertigstellung dieser Anstalten ist nunmehr
vollendet.

12. Das Stammvermögcn der Provinzial - Hülfskasse betrug nlt. 1879: 1936 170 Mark,
Im Uebrigen kann nur auf die genauen Zahlen des Vcrwaltungsberichts Bezug
genommen werden.

Der Ständefonds hatte Ende 1879 einen Bestand von 473 532 M. und der
Zinsgewinn des Meliorationsfonds, der zur Verfügung der Prouinzialstände steht, betrug
10 944 M., worauf Bewilligungen in gleicher Höhe zugesagt sind

13. Ueber die Angelegenheiten der niedern landwirthschaftlichen Schulen ist hauptsächlich
zu berichten, daß am 5, Oktober die neuen Winterschulen eingerichtet wurden.

14. Durch das Statut der Wilhelm-Augusta-Stiftung für taubstumme Kinder der Rhein¬
provinz wurden 50 000 M. zur Verfügung gestellt zum Bestcu der Erziehung und
Ausbildung taubstummer Kinder aller Konfessionen der Rheinprovinz und davon 2
neue Schulen errichtet und zwar in Esten und Elberfeld.

15. Bei der Provinzial-Feuer-Societät ist das Versicherungs-Kapital um 81173 439 M.
gestiegen und wird wegen der übrigen Zahlen auf den ausführlichen Bericht der
Societät verwiesen.

Im Geschäftsjahr 1880 hatte der Provinzial-Verwaltungsrath 6 Sitzungen mit
einer Gesammtdauer von 18 Tagen, in denen 601 Sachen berathen wurden. Es wurde
von demselben eine Finanz-Kommission gewählt, die sich außer mit den laufenden finan¬
ziellen Angelegenheiten wefentlich mit der Bearbeitung der Frage der Verbindung
der Central-Kasse mit der Provinzial-Hülfskasse beschäftigte, um aus diesen vereinigten
Kassen ein größeres provinzielles Geld-Institut zu bilden, worüber dem Landtage in
dieser Session bestimmte Vorlagen zugehen werden.

16. Der Eingang der Geschäftsstückebei der Central - Verwaltungsbehörde stieg in diesem
Jahre auf 46 844 Stücke und bei der ständischen Centralkasse auf etwa 30 000.

17. Der Zuschuß bei dem Spezial-Etat des Provinzial - Landtags, des Provinzial-Ver-
waltungsraths und der provinzialständischen Central - Verwaltungsbehörde betrug
262 789 M.

18. Bei der Central-Kassenverwaltnng war ein Vorschuß von 12 523 M. Die Ausgabe
bei derselben betrug 7 890 366 M.

19. Vom Provinzial-Verwaltungsrathe wurde beschlösse», die Verlegung des Anfangs des
Etatsjahres vom 1. Januar auf den 1. April vorzuschlagen.

20. Die von Ihnen gewünschte Mittheilung über die Kosten der Einführung der neuen
Kreisordnung ist im Wesentlichen dahin zusammen zu fassen, daß die Ansammlung des
Fonds einstweilen noch nicht genügt, die Kosten der Einführung bestreiten zu können.

21. Der Bestand des Provinzialfonds beträgt 2 787 049 M., der sich nach dem Cours-
werth höher stellt.

Dagegen lasten auf demselben 742149 M., so daß derselbe in Wirklichkeit
2 093 252 M. beträgt.
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22. Der Kreisfonds beträgt 3 154 28? M. Derselbe erfuhr also durch Zinsen und
Rente eine Zunahme von 443 621 M.

23. Die Verwaltung des Landarmenwesensund die ZwangserziehungverwahrlosterKinder
hat auch in 1880 weit mehr Zuschüsse erfordert, als etatsmäßig vorherzuseheu war.
Allem bei dem Landarmenwesen mußten extraordinär zur Deckung des Defizits
119 495 M. verausgabt werden.

24. Ueber die Verwaltung der Provinzial-Irrenanstalten kann nur wiederholt werden, was
darüber iu 1879 gesagt ist und wird hier auf den ausführlichenBericht verwiesen.

Für das Landarmenhaus zu Trier wird dem hoheu Landtage eine Vorlage
zugehen, wonach die Errichtung eines neueu Männer-Hauses, an Stelle des baufälligen,
nothwendig geworden ist.

Ebenso wegen der Erbauung einer neuen Taubstummenanstaltin Trier.
25. Die Provinzial-Hülfskasseangehend, wird auf die im Bericht enthaltenen Zahlen ver¬

wiesen. Der Stammfonds betrug Ende 1880: 2 044 530 M. Neber die Vereinigung
der Centralkassemit der Provinzial-Hülfskassewird Ihnen besondere Vorlage in dieser
Session zugehen,worauf schon eben hingewiesen wurde.

26. Im Meliorationsfonds blieben nlt. 1880: 6023 M. vorhanden, worauf Ausgabe-
Bewilligungen von gleicher Höhe beruhen.

27. Zur Erbauung von Provinzial-Museen zu Bonn und Trier sind die Verhandlungen
über Zuschüsse der Staats-Verwaltung noch nicht abgeschlossenund wird darüber seiner
Zeit weiter berichtetwerden. ,

28. Wegen der Straßen-Verwaltung wird auf den ausführliche», gedrucktenBericht Bezug
genommen.

Im Wesentlichen erhellt aus den Etats und aus den dem Landtage zur Decharge vor¬
gelegtenRechnungen,daß die Nechnnngs-Verhältnisseauf allen Gebieten annähernd stabile geworden
sind mit Ausnahmeder Ausgabenfür das Landarmenwesen und die Unterbringungverwahrloster Kinder.

Landtags-Marschall: Hat Jemand noch über den Verwaltungsbericht etwas zu
sagen? — Der AbgeordneteCourth hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Es ist Ihnen bekannt, daß in der vorigen
Sitzung Herr von Eynern und ich den Antrag eingebrachthatten, die Kreisrente zum Zwecke
der allgemeinen Provinzial - Bedürfnisse in den Etat einzustellen, um dadurch die Umlagen in
entsprechendem Maße zu vermindern. Sie haben nun in dem gegenwärtigenVerwaltungsbericht
auf Seite 14 und 15 eine Uebersicht, wie die Sache sich stellen würde nach den Ermittelungen
des Provinzial-Verwaltungsraths. Wenn auch die Kosten, die hier auf Grund der Ermittelungen
angenommenworden sind, mir etwas hoch erscheinen — ich beziehe mich in dieser Hinsicht auf die
amtlichen Mittheilungen, die mir auf meiuen Auskunftswuuschgemacht worden waren — so würde
doch, selbst als richtig angenommen,daß auf 1000 Seelen ungefähr 200 Mark erfordert würden —
ich betone nochmals, wie ich damals gethan habe, daß es sich in unserer Provinz nur um Durch¬
führung der Kreisausschüsse handelt — nach meiner Rechnung von Ende dieses Jahres ab etwa
in 4 Jahren diese Summe durch Ansammlungerreicht sein. Herr von Eynern und ich waren
gesonnen, da in 4 Jahren die Krcisordnung noch nicht durchgeführtfein wird, eventuell einen
Antrag einzubringen,nunmehr wenigstensdoch die Hälfte der Kreisrente einzusetzen.

Es würde dann die andere Hälfte immer noch zuwachsen, ebenso die Zinsen des ange¬
sammeltenKapitals, nnd es würde doch eine so angemessene Verstärkungdes Kreisfonds eintreten,
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daß, bis die Kreisordnung für unsere Provinz durchgeführt sein wird, die nöthige Summe vorhan¬
den sein würde, um meines Erachtens selbst etwas weit bemessenen Bedürfnissen zu genügen.

Wir haben nun gesehen, daß im Haupt-Etat vorgesehen ist, daß die Kreisrente dazu
dienen soll, um einen etwaigen Ausfall im Haupt-Etat zu decken. Sie finden dieses auf Seite 3
und 5 des Haupt-Etats. Ich wollte mir nun die Frage erlauben, ob der Etat so bemessen ist,
daß die Möglichkeit nahe liegt, daß etwa die Kreisrente dazu herangezogen werden müßte. Wenn
die Posten sehr reichlich bemessen wären, würden wir unseren Antrag einbringen, wenn uns aber
versichert würbe, daß sogar fast die Wahrscheinlichkeit vorliege, daß wirklich auf den Kreisfonds
zurückgegriffen werden müßte, so würden wir den Antrag nicht einbringen.

Landtags-Marschall: Abgeordneter Dietze hat das Wort.
Referent Abgeordneter Dietze: Meine Herren, ich habe zu den beiden Verwaltungs¬

berichten darauf hinweisen müssen, daß gerade das Landarmenwesen und die Unterbringung der
verwahrlosten Kinder diejenigen beiden Positionen sind, die sich unmöglich vorher feststellen noch
vorhersehen lassen. Mit Rücksicht darauf hat eben der Provinzial-Verwaltungsrath bei Aufstellung
des Etats geglaubt, Vorsorge dahin treffen zu sollen, daß, um die Umlagen nicht größer zu machen,
die einzustellende Kreisrente ihm erhalten bliebe, um eventuell daraus das Defizit, was nach unserer
Ansicht mehr wie wahrscheinlich entstehen wird, decken zu tonnen. Würde ein derartiger Antrag
eingebracht, so könnte er nur ein unmaßgeblicher sein, in Bezug auf die Beschlußfassung darüber.
Es würbe ja jedenfalls der Antrag nicht statthaben können, wenn die 300 000 Mark, wie es leider
vorauszusehen ist, wegen der Ausgaben auf dem Konto der Landarmen, verwendet werden müssen.
Ich möchte glauben, daß die Herren Antragsteller für diesen Etat wohl thun, den Antrag nicht
einzubringen, um den balanzirenden Etat nicht in's Schwanken zu bringen.

Abgeordneter Courth: Letzteres ist nicht unsere Absicht. Ich bin meinerseits durch die
eben gehörte Erklärung vollständig befriedigt und werde hiernach den beabsichtigten Antrag nicht
einbringen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: In den früheren Verwaltungs - Berichten ist bei der Mittheilung

über die Frequenz der Irrenanstalten die Zahl der Kranken getheilt nach den Pensionsfätzcn mit¬
getheilt worden. So sind noch in dem Verwaltungs - Bericht pro 1879 die Pensionssätze der 1.,
2., 3. und 4. Klasse besonders aufgeführt und dann die Pfleglinge besonders. In dem Verwal¬
tung«-Bericht für das Jahr 1880 ist nur die Frequenz im Ganzen angegeben, die Zahl sämmt¬
licher Kranken ohne Theilung nach Pensionssätzen. Nach dem Beschluß des Provinzial-Landtags
ist der Pflegesatz für die Pfleglinge auf eine Mark zurückversetzt und schon damals ist darauf
hingewiesen worden, daß die wahrscheinliche Folge dieser Ermäßigung eine stetige Zunahme der
Pfleglinge sein würde. Der Verwaltungs-Bericht von 1879 beweist, daß sich die Zahl Verdoppelthat.

Auf meine Anfrage ist mir mitgetheilt worden, das dasselbe Verhältniß sich fortgesetzt,
und daß die schon verdoppelte Zahl bis Ende 1880 noch einmal sich verdoppelt hat. Angesichts
dieser Thatsache glaube ich, daß der hohe Landtag alle Veranlassung hat, auf diese Zunahme der
Pfleglinge ein festes Augenmerk zu richten und durch eine spezielle Mittheilung im Verwaltungs-
Berichte einem jeden Abgeordneten möglich zu machen, sich darüber ein Urtheil zu bilden, inwiefern
die Zunahme der Pfleglinge angemessen erscheint, um die ursprüngliche Abficht bei der Gründung
des jetzigen Irrenwesens, daß die Anstalt vorwiegend Heilzwecken dienen solle, aufrecht zu erhalten.
Um dieses zu ermöglichen, erlaube ich mir die Bitte, in dem Verwaltungs-Bericht, wie dies früher
geschehenist, die Zahl der Kranken spezificirt nach Pensionssätzen mitzutheilen. Ich stelle keinen
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besonderen Antrag; ich glaube, daß, wenn meine Bemerkung zu Protokoll aufgenommenwürde,
meinem Wunschedamit genügt würde.

Landtags-Marschall: Ich kann dem Herrn AbgeordnetenConze darauf antworten,
daß in der letzten Sitzung des Provinzial-Verwaltungsraths von dem betreffenden Dezernenteneine
Zusammenstellungüber die augenblickliche Frequenz eer Anstalten vorgelegt worden ist und der
Provinzial-Verwaltungsrath beschlossen hat, daß diese Zusammenstellungim Druck an sämmtliche
Mitglieder des Provinzial-Landtags vertheilt werden solle. Ich glaube, daß dadurch schon ein
großer Theil dessen, was der Herr AbgeordneteConze anstrebt, erreicht werden wird, und Sie
vollständigüber den Stand dieser Angelegenheitinstruirt werden. Wünscht sonst noch Jemand das
Wort zu dieser Angelegenheit?

Ich schließe die Diskussion, da sich Niemand mehr zum Wort meldet. Es sind keine
Anträge im Verwaltungs-Bericht enthalten, denn für diejenigen Anträge, welche darin hätten Auf¬
nahme finden können, sind besondere Borlagen von Seiten des Provinzial-Verwaltungsraths ein¬
gegangen,weil sie eine zu große Wichtigkeit haben, um im Verwaltungs-Aerichtabgethan zu werden.
Damit wäre diese Sache erledigt.

Der zweite Gegenstand ist Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffendden Antrag des
Provinzial-Verwaltungsraths auf Verlegung des Etats- und Rechnungsjahres. Referent ist der
Herr AbgeordneteCroon.

Referent AbgeordneterCroon: Referat des I. und IV. Ausschusses an den Provinzial-
Landtag, betreffendden Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths auf Verlegung des Etats- und
Rechnungsjahres.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat in einem motivirten Referate beim Provinzial-Land-
tage beantragt, derselbe wolle:

1. beschließen, das Etats- und Rechnungsjahr für die gesummte provinzialständische Ver¬
waltung ausschließlich der Provinzial-Feuer-Societät vom 1. April 1882 ab auf den
Zeitraum vom 1, April bis 31. März mit der Maßgabe zu verlegen, daß das erste
Quartal des Kalenderjahres 1882 mit dem Etats- und Rechnungsjahr 1881 ver¬
einigt wird;

2. den Provinzial-Verwaltungsrath beauftragen, eine entsprechende Verlegung des in den
Geschäftsinstruktionenund Reglements auf Grund des seitherigen Etatsjahres fest¬
gestellten Termins für die Aufstellung der Finalabschlüsseund die Rechnungslegung
herbeizuführen

Der kombinirteI. und IV. Ausschuß ist in eine Prüfung der vom Provinzial-Verwal-
tungsrathe für den Antrag geltend gemachten Gründe eingetreten und hat dieselben in allen Theilen
nur für zutreffenderachtenkönnen.

Nachdemder größte Theil der bedeutenderenKommunal-Verbiindeder Provinz der vom
Staate ergriffenen Initiative auf Verlegung des Etatsjahres in der für die ständische Verwaltung
beantragtenWeise bereits gefolgt, erscheint es nur zweckmäßig,daß die diesseitige Verwaltung diesem
Vorgehen sich anschließe. Der I. und IV. Ausschuß beantragt daher auch seinerseits:

„der hohe Landtag wolle dem gestellten Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths
entsprechen".

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag des I. und IV. Ausschusses die
Generaldiskussion. Es meldet sich Niemand zum Wort, so schließe ich die Diskussionund bringe
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die Angelegenheit zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zu erheben.
(Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Wir kommen zum nächsten Punkt unserer Tagesordnung: Referat des I. und IV. Aus¬

schusses,betreffendden Etat des Provinzial-Landtags, des Provinzial-Verwaltungsraths und der
provinzialständischenCentral-Verwaltungsbehörde für die Etatsjahre vom 1. April 1882 bis
31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884.

Referent ist der Abgeordnetevon Eynern.
Referent Abgeordnetervon Eynern: Meine Herren! Das Referat des I. und IV. Aus¬

schusses lautet wie folgt: Der bezogene Etat ist am 3/5. Oktober 1881 vom Verwaltungsrath
aufgestelltworden und liegt dem hohen Laubtage in Nr. I, 6 der Drucksachen vor. Nach dieser
Aufstellungbeträgt der Etat in Einnahme und Ausgabe M. 290 090 und erfordert einen Zuschuß
aus dem Haupt-Etat von ............ M. 272540

Pro 1879/80 betrug dieser Zuschuß . . „ 299 550

jetzt also weniger . . M. 2? 010
Bei Erkrankung des Herrn Landes-Direktors wohnte Herr Landesrath Fritzen und bei

einzelnenPositionen Herr Laudes-Baurath Dreling am 16. c. der General-Diskussiondes Etats
bei, und gaben beide Herren die gewünschten Erläuterungen und Aufklärungen.

Der Ausschuß diskutirte zunächst über die Gründe, welche die Ermäßigung des Etats
herbeigeführt,und gewann dabei die Ueberzeugung, daß die von dem Provinzial-Verwaltungsrath
aufgestellten, diese Ermäßigungen wesentlich beeinflußt habenden Gesichtspunkte, nach welchen
verschiedene Gehaltspositionendurch die stattgefunden Personalunion der Verwaltung der ständifchen
Centralkasse mit der Verwaltung der Provinzial-Hülfskaffevon ersterer auf letztere zu übertragen
feien, durchaus zutreffendseien, Es betrifft dies die Ausgabe-Positionen

L, 2
v, 5, 6, 7, 8

im Gesammtbetragevon M. 32 900.
Eine fernere Ermäßigung der Ausgabe-Positioueuhat stattgefunde»durch Miethausfall, als

Folge der Verlegung der Bureaus in das Ständehaus, iu Höhe von M. 16 200.
Demgegenüber steht aber die vorgesehene Ausgabe für Unterhaltung des neuen Stände-

Hauses 8nK 3d und o in Höhe von M. 5600.
Eine wesentliche Verminderung der Ausgabe-Position hat bei Abtheilung a. Provinzial-

Landtag, stattgefunden. Für die Kosten des Provinzial-Landtags sind anzunehmenM. 50 000 —
welche sich auf zwei Jahre vertheilen. Da voraussichtlich während der Etatsperiode 1882/84 nur
ein Landtag einberufen wird, so ist in dieselbe die Hälfte dieser Kosten eingestellt, gegen den
vorigen Etat eine Ersparniß von M. 11 000.

Eine kleine Erhöhung in den Einnahme-Positionen hat stattgefundenbei Tit. IV und V,
welche zu keinen BemerkungenVeranlassung gaben.

Bei der Berathung der einzelnenPositionen wurden die dem gedruckten Etat angefügten
Bemerkungenim Wesentlichen als genügendangesehen und ergab sich sodann das Folgende:

Einnahme:
Die Positionen I bis V wurden ohne Diskussiongenehmigt.
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Ausgabe.
Ebenso aä ^,, L I und II,

0 I ^
L 1, 3, 4, 5, 6, ?, 8.

bei L 2 und späterhin bei v 5, 6, ?, 8 wurde auf die darüber gemachten einleitendenMit-
theilungen hingewiesen.

0. Die Mehrforderung von M. 3300 wird auf Grund der beigedruckten Bemerkungen,
welche eine eingehende Erläuterung durch Herrn Landes-Baurath Dreling erfuhren, zur Annahme
empfohlen.

Ebenso bei 0 2, v 2, 4, V 3.
Bei III. Andere persönliche Ausgaben,2, wurde die Erhöhungder Position um M. 1500 —

nach den mündlichen Erläuterungen genehmigt,das Gleiche war der Fall bei IV Nr. 2ä, ß, K, i; —
bei den übrigen Positionen dieses Titels wurde mitgetheilt, daß Nr. 21 „Heizung der Bureaus"
auf Grund einer theoretischen Berechnung aufgestelltsei.

Nach diesen Berathungen schlägt demnach der vereinigte I. und IV. Ausschuß vor, den
vorgelegtenEtat in Einnahme und Ausgabe auf M. 290 090 feststellen und zu demselben einen
Zuschußaus dem Hauptetat von M. 272 540 bewilligenzu wollen.

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag des I. und IV. Ausschusses die
General-Diskussion,— Es meldet sich in der General-DiskussionNiemand zum Wort, dann würden
wir in die Spezial-Diskussioneintreten, und ich würde fragen, ob vielleicht die veränderten Posi¬
tionen, die in dem Referat besondersangeführt sind, der Reihe nach einzeln durchgenommen werden
sollen. Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.

AbgeordneterConze: Ich erlaube mir den Antrag zu stellen, daß wir nach der ein¬
gehendenBerathung, die in dem Ausschußstattgefundenhat, diesen Etat en Klne annehmen.

Landtags-Marschall: Es ist ein Antrag auf «n dloo-Annahmegestellt worden. Erfolgt
ein Widerspruchgegen diesen Antrag? — Ich konstatire,daß kein Widersprucherfolgt, und erkläre
hiermit den Etat für sn Kloo genehmigt.

Der folgende Punkt der Tagesordnung ist: Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend
den Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten der niederen landwirthschaftlichen Schulen, sowie
für die Unterstützungsonstigerlandwirtschaftlicher Zwecke für die Etatsjahre vom 1. April 1882
bis 31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884. Referent ist der Herr Ab¬
geordneteLimbourg.

Referent Abgeordneter Limbourg: Referat über den Etat für die Verwaltung der
Angelegenheitender niederen landwirthschaftlichenSchulen, sowie für die Unterstützung sonstiger
landwirthschaftlicherZwecke für die Etatsjahre 1882/84.

Der 26. Provinzial-Landtaghat einen glücklichenGriff gethan; er hat die nöthigeSumme
dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur Disposition gestellt, um ein Netz von landwirthschaftlichen
Schulen über die ganze Provinz auszubreiten,welche sich einer angemessenenFrequenz schon jetzt erfreuen.

Gewiß kann sich Niemand, der irgendwie mit den ländlichen Verhältnissen, der Noth und
der Unwissenheitdes größten Theiles des kleinen Bauernstandes bekannt ist, der vollen Ueber¬
zeugung der außerordentlichenVortheile, welche die landwirthschaftlichenWinterfchulen bringen
muffen, verschließen;der Bauer selbst ist heutzutage von dieser Ueberzeugungdurchdrungen, und
bewerbensich eine Menge Gemeinden um Erhalt solcher, einem dringenden Bedürfnisseentsprechenden
Institutionen, so daß der Provinzial-Landtag gewiß dasselbe zu befriedigenermöglichen wird.
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Ausschuß I. und IV. empfiehltdem hohen Landtage, dem vorliegendenEtat, der in Ein«
nähme und Ausgabe mit einer Summe von 70 000 M. balancirt, die Genehmigungzu ertheilen.

Landtag s-Marschall: Ich eroffne über diesen Antrag die General-Diskussion.— Es
meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die General-Diskussionund bringe den Etat,
wenn Sie damit einverstandensind, su, dloo zur Abstimmung. Sind Sie damit einverstanden?—
Ich konstatire,daß kein Widersprucherfolgt, und erkläre den Etat für en Kloo genehmigt.

Es kommt jetzt das Referat des I. und IV. Ausschuß, betreffendden Etat für die Ver¬
waltung des Rittergutes Desdorf für die Etatsjahre vom 1, April 1882 bis 31. März 1883
und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884, Referent ist der Abgeordnete Freiherr
von Eynatten,

Referent AbgeordneterFreiherr von Eynatten: Das Rittergut Desdorf ist seit dem
letzten Landtage neu verpachtetworden, und zwar für den Betrag von 5100 Mark, den Sie hier
im Etat finden. Es macht dies für den Morgen Ackerland 10 Thlr., also 30 Mark, und für die
Gesammtflächefür den Morgen 25 Mark. Da dies für die dortige Gegend eine hohe Pacht ist
so würde wohl gegen den Etat Nichts weiter zu erinnern sein. Die Pacht ist, wie die Herren
wohl wissen werden, bisher verwendet worden, um die Oekonomie-Gebäude,die Stallung, den
Pferde- und Kuhstall zu unterhalten. Das Gut ist angetreten mit den mangelhaftestenGebäuden,
und die Herstellungvon Pferde- und Kuhstall sind aus den eingehenden Pachten bezahlt worden.
Mit diesem Jahre ist diese Restauration vollendet und geht nunmehr die Pacht in die Einnahme
der Provinz über. Der Antrag des Ausschusses lautet:

Der vereinigte I. und IV. Ausschuß hat bei Berathung dieses, in der Sitzung des
Provinzial-Verwaltungsrathes vom 9/12. Februar festgestelltenEtats Nichts zu erinnern
gefundenund beantragt daher:

Das hohe Haus wolle denselbengenehmigen.
Landtags-Marschall: Ich eröffne die General-Diskussion, Herr Abgeordneter

Ientges hat das Wort.
AbgeordneterIentges: Aus deu Ausführungen des Herrn Referenten dürften diejenigen

Mitglieder des hohen Hauses, welche nicht mit den näheren Verhältnissen des Gutes Desdorf
bekannt find, vielleicht den Schluß ziehen, daß man damit eine besondersbrillante Acquisition
gemachthabe. Ich möchte diejenigen,welche nicht mit den Verhältnissenbekannt sind, darauf auf¬
merksam machen, daß für Reparaturen der Gebäude bis jetzt 29 600 Mark und an weiterhin noch
erforderlichenKosten 42 000 Mark ausgegeben werden mußten, daß damit die hohe Pacht von
länger als 8 Jahren in Anspruchgenommenwird.

Referent Abgeordneter Freiherr von Eynatten: Ich wollte dem Herrn Ientges
erwidern, daß diese Bemerkung wohl richtiger bei einer späteren Gelegenheit — bei Berathung
über die Vorlage „die neuen Gebäude von Desdorf" betreffend— Veranlassung zur Besprechung
geben würde Das ist nur der Etat; er hat bloß mit der Pacht, mit der Einnahme, zu thun, es
handelt sich bloß darum, ob man die Pacht für geeignethält oder nicht.

AbgeordneterIentges: Ich wollte dem gegenübernur hervorheben, daß die hohe Pacht
des Grundstücksdie Vermuthung hervorrufen könnte, daß hier eine brillante Acquisitiongemacht
sei. Ich konstatire,daß die Reparaturkosteneine ganz bedeutende Höhe erreicht haben.

Landtags-Marschall: Ich möchte fragen, ob Herr Ientges die GeschichtedeS
Gutes kennt.
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AbgeordneterIentges: Die ist mir bekannt. Ich sagte nur, es könnte der Schluß
gezogen werben, daß es eine gute Acquisitionsei. Ich bin überzeugt, daß der Herr Referent mit
mir die Ansicht theilt, daß es ein Danaergeschenk gewesen ist.

Referent Abgeordneter Freiherr von Eynatten: Wenn das Gut Desdorf in den
Händen eines Privatbesitzers wäre, so würde dieser dort ganz kleine landwirthschaftlicheGebäude
errichten, oder er würde, was noch besser wäre, die Gebäude ganz herunterreißen und das Gut
parzellenweiseverpachten. Das Gut ist in den Besitz der Provinz übergegangenunter der Bedin¬
gung, daß dort Gebäude errichtet werden sollen, welche gleichzeitig zur Aufnahme und zur Unter¬
haltung von Waisenkindern,bis zum Ertrage des Gutes, dienen sollen, und deshalb sind dort
Gebäude aufgerichtet worden, die man bei einem ganz gewöhnlichen landwirthschaftliche«Betriebe
nicht aufführen würde. Es sollen daselbst sechs bis zehn Kinder mitunterhalten weroen. Das Haus,
welchesdort gebaut werden soll, ist veranschlagtzu ca. 24 000 Mark, ein gewöhnliches Bauern¬
haus würde man vielleicht für 6 bis 7000 Mark hinbauen tonnen, die Provinz hat das Gut
unter diesen Bedingungen angetreten, es sind dies ganz andere Verhältnisse.

^andtags-Marschall: Meine Herren! Ist die Sache hiermit erledigt? Ich frage, ob
Sie damit einverstanden sind, daß dieser Etat auch sn Klo« genehmigtwird. — Ich konstatire,
daß kein Widersprucherfolgt und erkläre den Etat für genehmigt.

Es folgt jetzt das Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend den Etat der Verwaltung
der Fonds zur Gewährung von Entschädigungenfür getödtetesRindvieh, Pferde :c, für die Etats¬
jahre vom 1. April 1882 bis 31. März 1883 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884. —
Referent ist der Herr Abgeordnetevon Eynatten.

Referent AbgeordneterFreiherr von Eynatten: Der Voranschlagdes Verwaltungsraths
hat dem vereinigtenAusschußkeine besondere Veranlassung zu Bemerkungengegeben. Auf Seite 7
finden die Herren, daß der Verwaltungsrath, um den Anschlag für Pferde herauszurcchnen,eine
ganz genaue Aufstellunggemachthat, wieviel Pferde im Raume der letzten 6 Jahre wegen Krank¬
heiten in der Provinz getödtet worden sind, und da finden sich ganz merkwürdige Differenzen. Im
Jahre 1880 wurden z. B. nur 68 Pferde getödtet,dagegen im Jahre 1876: 216. Diese Differenz
beruht in der bekannten,hier schon öfter besprochenen Kalamität, der Kalamität der Verbreituug
der Rotzkrankheit, namentlich oder fast allein in den Bergwertöbezirken,wo von den Grubenbesitzern
die gehörigenVorsichtsmaßregelnselten oder niemals getroffenwerden. Der Beamte der Provinz
hat behauptet, diese Unterschiede seien jedesmal darin zu suchen: wenn die Regierung ernste Ver¬
fügungen erlasse,dann sei die Krankheit weniger verbreitet, und wenn von Seiten der Regierung,
also in Saarbrücken und in Essen, kein gehöriger Nachdruck darauf gelegt weree, dann habe auf
einmal wieder eine furchtbare Verbreitung stattgefunden. Diese Erwägungen haben dem vereinigten
Ausschuß Veranlassung zn folgendemReferat gegeben:

Die vereinigten Ausschüsse Nr, I. und IV. haben bei Berathung dieses, in der Sitzung

des Verwaltnngsrathcs vom ^"^^' 1^ festgestellten Etats Nichts zu erinnern gefunden.

Dieselben beantragen daher:
1. das hohe Haus wolle denselben genehmigen;
2. dem Verwaltnngsrathe aufgeben,an den Herrn Minister die auf Grund langjähriger

Erfahrungen gestützte Bitte zu richten, daß die bestehenden gesetzlichen Maßregeln, betreffend
die Verhinderung der Verbreitung der Rotzkraukheit unter den in Bergwerks-Distritten
arbeitenden Pferden mit größter Strenge aufrecht erhalten werden möchten.
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Landtags-Marschall: Meine Herren! Zunächst eröffne ich die General-Diskussion über
die beiden Anträge. Meldet sich Jemand zum Wort? Der Herr Abgeordnete Waldthausen
hat das Wort.

Abgeordneter Waldthausen: Ich möchte bitten, Essen auszuschließen. Mir ist nicht
bekannt, daß derartige Fälle dort vorgekommen sind; das vorhin Gesagte bezieht sich wohl nur auf
die Königliche Verwaltung in Saarbrücken. Die Königliche Verwaltung hat bei uns Nichts zu
sagen, wir besorgen das allein. (Heiterkeit.)

Landtags-Marschall: Ich glaube, daß ich auf den sehr ausgezeichneten Vortrag des
Herrn Waldthausen über die Sache im vorigen Landtage hinweisen kann, in welchem auseinander¬
gesetzt worden ist, wie sehr gut im Essen'er Bezirk dafür gesorgt worden ist, der Rotzkrankheit
zuvorzukommen, deren Einschleppuug zu verhüten.

Referent Abgeordneter Freiherr von Eynatten: Ich kann nur erwidern, daß ich mich
auf das beziehen kann, was der Beamte der Provinz gefagt hat. Er hat uns vorgetragen, daß
auch im dortigen Bezirk Fälle vorgekommen feien. Ich weiß es nicht.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Ich bringe die einzelnen Anträge zur
Abstimmung, wenn Niemand weiter das Wort ergreifen will: „Das hohe Haus wolle den Etat
genehmigen". Wünfchen Sie eu dloo-Annahme? (Stimmen: Ja!)

Dann erkläre ich, nachdem ich konstatirt habe, daß kein Widerspruch erfolgt, den Etat
für en bin« genehmigt.

Der zweite Antrag geht dahin: Dem Verwaltungsrath aufzugeben, an den Herrn
Minister die — auf Grund langjähriger Erfahrungen gestützte — Bitte zu richten, daß die
bestehenden gesetzlichen Maßregeln, — betreffend die Verhinderung der Verbreitung der Notz-
krankheit unter den in Bergwerks-Distrikten arbeitenden Pferden — mit größter Strenge aufrecht
erhalten werden möchten.

Es erfolgt kein Widerspruch, ich erkläre den Antrag eben falls für einstimmig genehmigt.
Es folgt jetzt das Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend den Etat für die Ver¬

waltung der Angelegenheiten, welche die Unterstützung milder Stiftungen :c., die Förderung von
Kunst und Wissenschaft angehen. Referent ist Herr Abgeordneter Karcher.

Referent Abgeordneter Karcher: Meine Herren! In dem Etat ist dieselbe Summe auf¬
genommen, welche bereits in früheren Perioden bewilligt worden ist. Der Ausschuß I nnd IV hat
sich mit der Aufstellung des Etats eiustimmig einverstanden erklärt, und gestattet sich daher, den
Provinzial-Landtag zu bitten, demselben seine Zustimmung zu ertheilen.

Landtags-Marschall: Der Etat enthält auch nur 2 Positionen, Ich eröffne über diesen
Etat die General-Diskussiou. — Herr von Eynern hat das Wort.

Abgeordneter von Eynern: Meine Herren! Dieser Etat scheidet aus den Einnahmen der
Central-Kassenverwaltung 20 000 M. aus und stellt diese 20 000 M. zur freien Verfügung des Provinzial-
Verwaltungsraths für die in §, 4, Pos. 5 und 6 des Dotations-Gesetzes vom 8. Juli 1875 angegebenen
Bestimmungen. Die 20 000 M. werden verwendet zur Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-,
Idioten- und anderer Wohlthätigkeits-Anstalten, wie dieses hier auf Seite 2 des Etats dargestellt
ist. Ich bin nun weit entfernt davon, diese Vertrauenssumme, welche wir dein Provinzial-Ver-
waltnugsrathe übergeben, irgendwie bemängeln zu wollen, ich halte eine solche Zuwendung für
wünschenswerth, und bewillige sie auch schon deshalb gerne, weil wir in den Provinzial-Verwaltungs-
rath alles Vertrauen setzen können, daß er dieses Geld gut und zweckentsprechend verwaltet, wie
wir denn auch im Allgemeinen nach dem, was wir vorhin von dem Mitgliede des Verwaltung«-
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raths, Herrn Dietze, über die Wirksamkeit des Provinzial-Vcrwaltnngsrathö gehört haben, alles
Vertrauen weiter in denselben setzen können. (Abgeordneter Dietze: Hört! Hört!)

Nach dem hört! hört! des Herrn Dietze muß ich sagen, daß das Vertrauen, welches er
von uns beansprucht, ihn selbst in erster Linie ehrt. Nun, meine Herren, glaube ich aber, daß
wir diese 20 000 Mark für die nächste« Etatsjahre, nicht für die Etatsjahre, die jetzt hier in
Betracht kommen, wohl aber für die Etatsjahre von 1884/85 und 1885/86 auf den Ständefondö
anweisen und damit die Eentral-Kassenvcrwaltung und die Umlagen um soviel entlasten können.
Der Ständefonds hat am 1. Januar 1881 eine Höhe von 610 451 Mark 54 Pf. erreicht, und
wird anwachsen und zu unserer Verfügung stehen für die Etatjahre 1882/83 und 1883/84, wie
Sie später aus dem Referate, welches ich vorzulegen habe, entnehme« werden, bis auf den Betrag
von über 1000 000 Mark. Da nun der Zweck, wofür der Ständcfoudö zu verwenden ist, zu¬
sammen fällt oder ziemlich zusammen fällt mit den Zwecken, für welche diese 20 000 Mark aus der
Central-Kasfcnvcrwaltung bestimmt sind, so erlaube ich mir den Autrag zu stellen, die in diesen Etat
eingesetzte Snmmc von 20 000 Mark für die Etatspcriode 1884/85 und 1885/86 uud für die
folgenden Etatsjahre auf den Etat des Ständefondö anzuweisen. Jetzt soll es natürlich so bleiben;
diesen Etat greife ich deshalb nicht an.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Lautz hat das Wort.
Abgeordneter Lautz: Es wird von Seiten des Herrn Vorredners verlaugt, daß wir heute

schon im Voraus einen Beschluß fassen sollen für die Etatsjahre 1884/85. Mein geehrter
Herr Nachbar in Verbindung mit dem Herrn Vorredner hatte früher schon einen prinzipiellen
Antrag eingebracht, den Ständefonds zur Deckung von Bedürfnissen zu verwenden. Für dieses
Etatsjahr ist der Antrag zurückgezogen worden aus der vou deu Antragstellern gewonnenen
Ueberzeugung, daß möglicherweise eiu Theil des Ziusgewinus der Provinzial-Hülfskasse zur Deckung
anderer Ansprüche verwendet werden müsse. Meine Herreu, ich verzichte auf daö Wort zu Guusten des
Herrn von Solemacher, ich glaube, ich irre mich, es ist früher von dem Kreisfonds die Rede gewesen.

Landtags-Marschall: Herr Freiherr von Solemacher hat das Wort.
Vice-Landtags-Marschall Freiherr von Solemach er: Zunächst tonstatire ich, was Herr

von Ey »ern auch zum Schlüsse noch einmal wiederholt hat, daß es sich in seinem Antrag nur um
etwas handeln soll, was nach mehreren Jahren Platz greifen, was also auf den hier vorliegenden
Etat nicht angewendet werden soll. Die Beurtheilung der Frage, ob der Ständefondö nach
2 Jahren daö vertragen kann, wird am Besten wohl erst in 2 Jahren erfolgen können, denn,
meine Herreu, wenn auch Herr von Ehnern auf die momentane Höhe des Ständefonds hinweist,
so hat er doch vielleicht iu dem Moment nicht eine Addition der Summen gemacht, die auf diesen
Ständefonds anzuweisen in den letzte« Tageu von dem vereinigten I. und IV. Ausschuß Ihueu
vorzuschlagen beschlossenworden. Ich habe eine solche Addition gemacht und möchte jetzt schon
sagen, daß von dem Ständefondö so gut wie uichtö übrig bleiben wird. Deshalb möchte ich bitten,
den Antrag vorläufig nicht anzuuchmcn, indem zweckmäßigerweise erst daö nächste Mal darüber
gesprochen werden kann. Dann aber, meine Herren, hat in dem letzten Landtage Freiherr
Felix von Loö den Antrag vorgelegt, deu Ständefondö theilweise in den laufenden Etat ein¬
zureihen, der Landtag hat aber diesen Antrag abgelehnt, weil der Ständefonds für ganz bestimmte
Zwecke, gemeinuützige Zwecke, da wäre. Trotzdem hat der Provinzial-Verwaltuugörath bei Auf¬
stellung des Ihnen heut vorliegenden Etats das, was Herr von Eynern jetzt beantragt, bereits
in Erwägung gezogen, es hat aber der Vorschlag, der gemacht wird, aus folgendem, sehr einfachen
Grunde nicht zur Ausführung gebracht werden können. Schlagen Sie gefälligst Seite 28 des
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braunen Buches auf, da heißt es in dem Gesetze, betreffenddie Ausführung der Zß. 5 und 6 des
Gesetzes vom 30. April 1873, wegen der Dotation der Provinzial- und Kreisverbände, daß die
Dotationsrente für folgende Zwecke überwiesensei, und da befindetsich unter Nr. 6:

„Leistungen von Zuschüssenfür Vereine, welche der Kunst und Wissenschaftdienen,
desgleichen für öffentliche Sammlungen, welche diese Zwecke verfolgen, Erhaltung und
Ergänzung von Landes-Bibliotheken,Unterhaltung von Denkmälern".

Das ist nun gerade der Titel, für den der Etat hier aufgestelltist; gesetzlich,d. h. nach
dem Dotationsgesctzliegt uns die Verpflichtungob, dem nachzukommen.

Landtags-Marschall: Herr von Ehnern hat das Wort.
Abgeordnetervon Ehnern: Gesetzlich liegt uns absolut keine Verpflichtung vor, dem

Provinzial'Verwaltungsrath 20 000 Mark für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen; wir können
sie zur Verfügung stellen, aber eine Verpflichtung, sie zur Verfügung zu stellen, liegt nicht vor,
und wenn wir einen anderen Fonds haben, oer zu demselben Zweck bestimmt ist, wie die in dem
Absatz 6 des betreffendenParagraphen angeführte Bestimmung, dann liegt gesetzlichfür uns kein
Hinderniß vor, diese 20 000 Mark auf diesen Fonds anzuweisen. Nun, meiue Herren, geht mein
Antrag ja auf das hinaus, was Herr vou Solemachcr ausgeführt hat, daß nur für die nächsten
Etats-Aufstellungenund die folgendendiese Abänderungengetroffen werden sollen. Ich halte doch
für unbedingt nothwendig, daß jetzt dieser Beschluß gefaßt und der Verwaltungsrath darauf hin¬
gewiesen wird, die nächste Etats-Aufstellung in dieser Weise zu machen, weil sonst derselbeEtat
uns für die nächste Periode wieder vorliegen würde und wir dann den ganzen Etat umwerfen
und verändern müßten, wenn wir einen dahin gehende»Beschluß fassen wollten. Ganz unzweifel¬
haft muß dieser Beschluß gefaßt werden, anlehnend an die heutige Etats-Berathung. Nun, meine
Herren, fagt Herr von Solemacher, er habe eine Addition gemacht, nach der schon über die
ganze Summe verfügt sei, die im Ständefonds enthalten fei, verfügt fei durch den I. und IV.
Ausschuß. Ja, meine Herren, die Anträge, die der I. und IV. Ausschußstellen wird, namentlich
in Bezug auf die Museen, sind noch lange nicht im Plenum genehmigt. Der I. und IV. Ausschuß,
so groß wie er ist, und wenn er auch die Hälfte der Versammlung umfaßt, kann immerhin über¬
stimmt werden, und ich habe große Hoffnung, daß er in dem einen oder andern Beschlusse überstimmt
werden wird und daß die Addition des Herrn vo« Solemacher, die er in Bezug auf diese Verwendung
gemacht hat, sich nicht als richtig erweisen wird. Wenn wir diese 20 000 Mark einstellen, so
geben wir bei dieser EntschließungAnlaß, etwas vorsichtigermit diesen großen Summen, wie sie
beantragt werden, zu verfahren. Also, meine Herren, die Sache ist doch wohl der Mühe werth,
in Erwägung gezogen zu werden, doch will ich meinen Antrag gern dahin modifiziren,daß er nicht
heute zu einem festen Beschlußdes Landtags erhoben wird, sondern daß wir diesen Antrag dem
Herrn Laudtags-Marschatlund Provinzial-Verwaltungsrath überweisen, um ihn bei der demnächstigen
Etats-Aufstellungin Erwägung zu ziehen, damit wir 20 000 Mark an Provinzial-Umlagenfparen.
Wir wollen mit kleinen Summen anfangen und kommen dann, hoffe ich, zu größeren.

Landtags-Marschall: Das Wort zur thatsächlichenBerichtigung hat Herr Freiherr
von Solemacher.

Vice-Landtags-MarschallFreiherr von Solemacher: Ich glaube recht deutlich gesagt zu
haben, daß es sich nur darum handle, daß Ihnen der I. und IV. Ausschuß bereits Bewilligungen
vorschlägt, welche zusammenaddirt diese Summe nahezu erschöpfen. Daß ich gefagt haben sollte,
daß solche Beschlüsse gefaßt wären, das wird im Ernst mir Niemand zutrauen.

Landtags-Marschall: Herr von Ehnern hat das Wort.
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Abgeordnetervon Eynern: Wenn Herr von Solemacher die Freundlichkeit haben wird,
das Stenogramm meiner Rede nachzulesen, so wird er finden, daß ich das in keiner Weise gesagt habe,

Landtags-Marschall: Ich muß konstatiren, daß ich dasselbe gehört habe, was Herr
Freiherr von Solemach er gehört hat.

Abgeordnetervon Eynern: Dann möchte ich auch den Herrn Landtags-Marschallbitten,
nachzulesen.

Landtags-Marschall: Herr Freiherr Felix von Loö hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr Felix von Loö: Formell stehe ich auf dem Standpunkte des

Herrn von Eynern. Wir sind, wenn auch aline», 6 des Z. 4. des Dotatious-Gesetzes uns die
Fürsorgefür diese Zwecke anweist, doch nicht verpflichtet,dem ProvinzialVerwaltungsrath 20 000 M.
zur Verfügung zu stellen, materiell stehe ich auf einem andern Standpunkt. Ich glaube doch, daß
im Laufe von 2 Jahren, während welcher der Landtag nicht zusammenkommt,Fälle eintreten
können, in denen ein wirkliches Bedürfniß vorliegt, daß die Wissenschaft, Kunst und ähnliche Zwecke
unterstützt werden müssen, und zu solchen Zwecken muß der Provinzial-Verwaltnngsrath eine
bescheideneSumme zur Verfügung haben; eine große wünsche ich auch nicht, aber ich glaube, für
die ganze Provinz sind 20 000 Mark eine bescheidene Summe. Wieviel uns überhaupt aus dem
Ständefonds übrig bleiben wird, das allerdings wissen wir nicht. Wir haben in dem Ausschuß
mit dem großen Muthe gearbeitet, den der Vorsitzendeuns empfohlenhat, uud wir haben weit¬
gehende Anträge gestellt, die ganz gewiß hier noch einmal zur Verhandlung kommen werden, da,
wie ich nicht zweifle, Herr von Eynern dieselben Anträge, die er dort gestellt hat, in weit¬
gehender Weise auch hier wiederholen wird. Mein Bedenken gegen den Antrag des Herrn
von Eynern ist hauptsächlichdas, daß wir uns nicht präkludiren sollen. Wenn wir überhaupt
keinen bindenden Beschluß für die zweite Etatsperiode fassen, wenn wir nur eine Direktive geben,
so binden wir gewissermaßenweniger, als wenn wir andere Landtage in die Lage bringen, den
heutigen Landtag zu desavouiren. Das thut mau nicht gern; behalten wir freie Hand, das ist
das Prinzip, das wir immer vertreten haben, und daö, ich meine, wir auch heute vertreten follen.
Ich bin gegen den Antrag des Herrn von Eynern.

Landtags-Marschall: Ich möchte zu dem, was Herr von Eynern gesagt hat, auch
von meinem Standpunkt Ihnen ein paar Worte sagen. Zunächst halte ich dafür, daß nach dem
Dotations-Gesetz eine gesetzliche Verpflichtung vorliegt, eine gewisse Summe für diese Leistungen,
für Zuschüsse an Vereine, die der Kunst und Wissenschaft dienen «., einzusetzen. Sie finden das
unter Nr. 6 auf Seite 28 unseres braunen Buches. Wenn Herr von Eynern vorschlägt, diese
Summe auf den Ständefonds zu übernehmen,so glaube ich, daß das dem Gesetz widerspricht,denn
der Ständefondö steht zu bestimmtenZwecken dem Prooinzial-Landtage zur Verfügung. Dieser
kann allerdings dem Provinzial-Vcrwaltungsrath davon Summen bestimmen, über die der Ver¬
waltnngsrath Beschluß faßt im Laufe der Etats-Periode, wie er das schon öfter gethan hat, ich
glaube aber, daß in unserm Etat nach dieser gesetzlichenBestimmung eine Summe aus der Dota¬
tionsrente vorkommenmuß, über welche der Provinzial-Verwaltungsrath verfügen kann zu Gunsten
von Kuust und Wissenschaft. Sie können ja die Summe anders normiren, wie Sie wollen. Aber
was die Bestrebungen fclbst betrifft, die wir mit diesem Gelde unterstützensollen, so glaube ich,
daß es sehr nachtheiligfür dieselben wäre, wenn der Provinzial-Landtag allein über diese Summen
verfügen wollte, denn sehr häufig mnß schnell geholfen werden, und das kann nur durch den Pro¬
vinzial-Verwaltungsrath geschehen. ^ Der Herr Abgeordnetevon Heister hat das Wort.

Abgeordnetervon Heister: Ich verzichte darauf.
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Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnetevon Eynern hat das Wort.
Abgeordnetervon Eynern: Ich will über die Auffassung nicht streiten, ob wir eine

gesetzlicheVerpflichtunghaben, eine bestimmteSumme fiir einen Zweck, der in dem Dotations-
gesetze angegebenist, in den Etat eiuzustellen. Herrn von Loö möchte ich bemerken: Ich glaube,
er hat meinen Antrag nicht ganz nach meiner Intention verstanden. Es handelt sich darum:
heute stehen 20 000 Mark für diesen Zweck im Haupt-Etat. Ich will diese 20 000 Mark dem
Provinzial-Verwaltungsrath belassen, ich will sie aber aus dem Haupt-Etat heraus in den Etat
des Ständefonds hineinfetzen. (Stimmen: Geht nicht!)

Landtags-Marfchall: Ja, meine Herren, der Antrag des Herrn von Ehnern würde
sich nicht auf die jetzige Etats-Periode beziehen, sondern würde ein Antrag sein, der von dem Pro¬
vinzial-Verwaltungsrath im Laufe dieser Etats-Periode zu behandelnwäre, und über den Vorschläge
an den nächsten Landtag zu machen wären. Ist der Herr Antragsteller damit einverstanden, so
wird dieser Antrag im Provinzial-Verwaltungsrath im Laufe der Etats-Periode behandelt und bei
Aufstellungdes nächstenEtats wieder zur Frage kommen.

Der Herr Abgeordnete Felix von Lo8 hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr Felix von Lo8: Es würde über den Antrag des Herrn von

Ehnern beschlossenwerden müssen.
Landtags-Marschall: Ich glaube, wir weiden im nächsten Landtage darüber zn

beschließen haben. Er trifft nicht die jetzige Etats-Periode, fomit ist die geschäftsordnungsmäßige
Frage erledigt.

Erfolgt noch ein Widerspruch gegeu den Etat, der hier vorliegt? Sind Sie damit ein¬
verstanden, daß er eu, dloo genehmigtwird? — Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich ton-
statire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre den vorliegendenEtat für ou dloo genehmigt.

Es folgt das Referat des III. Ausschusses,betreffeudErhöhung des Pensioussatzes für
diejenigenSchülerinnen, welche sich auf eigene Kosten in der Hebammen-Lehranstaltzu Köln aus¬
zubilden wünschen.

Referent ist der Herr Abgeordnetevon Heister.
Meine Herren! Ich habe die Reihenfolge in der Tagesordnung etwas verändert — ich

habe vergessen,Ihnen dieses mitzutheilen — weil diese beiden Angelegenheitenvor dem Etat
kommen müssen. Im Etat kommen die Positionen schon so vor, wie sie Ihnen vom Verwaltungs¬
rathe vorgeschlagen werden, also müssen Sie erst über die Positionen nach den einzelnen Referaten
entscheiden. Es kommt also jetzt nicht Nr. 8, sondern erst Nr. 9 und 10 und dann Nr. 8. Es
kommt also zunächst Nr. 9 zur Erledigung. Der Referent Herr Abgeordneter von Heister
hat das Wort.

Referent Abgeordneter von Heister: Meine Herren! Da sich der Ausschuß in der
Hauptsache dem Referate des Provinzial-Verwaltungsrathes augeschlosfen hat, werde ich dasselbe
wohl zunächst verlesen müssen:

„Auf Grund des ß. 3 des Reglements für die Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Köln
vom 31. Oktober 1872 ist der Pensionssatzfür jede aus der Provinz über die etatsmäßige Zahl
in die Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Köln aufzunehmendeSchülerin vorläufig auf 300 M.
pro Kursus festgesetztworden.

Nachdem durch das Gesetz vom 28. Mai 1875 „betreffenddie Verpflichtungzur Unter«
stützung hilfsbedürftiger Hebammenbezirke :c." die Unterstützung armer Hebammenbezirkeauf die
Kreisverbändeübergegangen ist, wurde von dem Provinzial-Landtage in der Sitzung vom 9. Sep-



tember 1875 durch die Genehmigungdes Etats dieser Anstalt für das Jahr 1875 bestimmt, daß
jede in die Provinzial-Hebammen-LehranstalteintretendeHebammen-Schülerinfür die Ausbilbungs-
kosten die Summe von 300 Mark pro Kursus zn entrichtenhabe, wobei die früher bestandenen
Freistellen in Wegfall kamen.

Bei der Festsetzung dieses Pensionssatzeswar eine Zahl von 56 Schülerinnen pro Kursus
zu Grunde gelegt worden.

Da indessen die Räumlichkeiten der Anstalt zur Aufnahmeeiner solchen Zahl von Schülerinnen
nicht ausreichendwaren, ferner auch die KöniglichenRegierungen sich übereinstimmenddahin aus¬
gesprochen hatten, daß die Zahl der jährlich auszubildendenHebammen vorläufig um ein Drittel
vermindert werden könne, weil das Bedürfniß au Hebammen nicht unwesentlichüberschrittensei,
so hat der Provinzial-Verwaltungsrath in seiuer Sitzung vom 23/25. Februar 1880 beschlossen,
die Zahl der jährlich aufzunehmendenHebammen von 112 auf 80 herabzusetzen.

Wenn schon bei der Zahl von 112 Schülerinnen die Kosten der Ausbildungeiner Hebamme
die Summe von ca. 500 Mark erreichten und mithin den Peusionssatz von 300 Mark bei weitem über¬
schritten, so gestaltetesich dieses Verhältniß in Folge der Verminderung der Schülerinuenzcchluoch
wesentlich ungünstiger, weil die Kosten der meisten Ausgabetitel, wieBesoldung, Heizung, Beleuchtung,
Unterhaltung der Gebäude :c. vou der Zahl der aufgeuoinmenen Schülerinnen nicht berührt wnrden.

Der Provinzial - Verwaltungsrath erachtet unter diesen Umständen für angezeigt, die
Pensionslostenfür diejenige« Schüleriuneu, welche sich auf eigene Kostenausbilden lassen, vou
300 auf 400 Mark zu erhöhen, dagegen den Satz für diejenigen Schülerinnen, welche auf Kosten
der Gemeindenund beziehentlich der Kreisverbände ausgebildet weiden, auf 300 Mark bestehen
zu lassen.

Für diese Maßregel spricht insbesondereauch uoch der Umstand, daß ein solcher Andrang
von Hebammeuschülerinuenstattfindet, daß bei jedem Termine fast zwei Drittel der sich meldenden
Kandidatinnen mit Rücksicht auf die Raum-Verhältnisfe der Anstalt zurückgewiesenwerden müssen.

Es empfiehlt sich um so mehr, durch eine Erhöhung des Pensionssatzesauf die Vermin¬
derung der Zahl der Hebammenschülerinnen einzuwirken, als, wie schon erwähnt, das Bedürfniß an
ausgebildetenHebammen in hiesiger Provinz bereits wesentlich überschrittenist.

Unter diesen Umständenbeehrt der Proviuzial-Verwaltnngsrath sich den Autrag zu stellen:
„Der hohe Landtag wolle auf Grund des ß. 3 des Reglements für die Provinzial-
Hebammen-Lehranstalt zu Köln vom 31. Oktober 1872 den Peusionssatzfür solche
Schülerinnen, welche sich ans eigene Kostenausbilden lassen, von 300 auf 400 Mark
pro Kursus erhöhen".

Hierzu hat der Ausschuß folgendenBeschlußgefaßt:
„In Erwägung, daß schon bei der frühereu Zahl von 112 Schülerinnen die Kosten
der Ausbildung einer Hebamme den Pensionssatz von 300 Mark bedeutend überschritten,
und daß nach Verminderung dieser Zahl auf 80 Schülerinnen bei den unverminderten
Generalkostcndie Ausbildung eiuer Hebamme noch sehr viel theurer zu stehen kommt;

in fernerer Erwägung, daß das Bedürfniß an Hebammen zur Zeit nicht unbe¬
trächtlich überschrittenist, daß aber den jetzt auf Kosten der Gemeinden resp, der Kreis-
verbände auszubildendenarmen Schülerinnen früher Freistellenverliehen werden konnten,
deshalb die Kosten der Ausbildung von Schülerinnen der letzten Kategoriekaum erhöht
werden können, schließt sich der III, Ausschuß dem Antrage des Prouinzial-Verwaltnngs-
rathes an und befürwortet dessen Genehmigungbei dem hohen Landtage".
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Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die General-Diskussion. —
Es meldet sich Niemand zum Wort, so schließe ich die General-Diskussion und bringe den Antrag
zur Abstimmung, Ich bitte diejenigen, welche gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Der
Antrag ist einstimmig angenommen.

Es folgt jetzt die letzte Nummer der Tages-Ordnung: Referat des III. Ausschusses,
betreffend die Erweiterung der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt zu Köln. Referent ist Herr Abge¬
ordneter Bönniger.

Referent Abgeordneter Bönniger: Das Referat des Provinzial-Verwaltungsrathes ist
von Seiten des Ausschusses angenommen worden,

Landtags-Marschall: Ich frage, ob das Referat des Provinzial - Verwaltungsrathes,
oder nur das des Ausschusses verlesen werden soll. (Stimmen: Nur das Referat des Ausschusses.)

Referent Abgeordneter Bönniger (liest): „Referat des III. Ausschusses, betreffend die
Eweiterung der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt zu Köln: Das Referat des Provinzial-
Verwaltuugsraths an den Provinzial-Landtag, betreffend die Erweiterung der Provinzial-Hebammen-
Lehranstalt zu Köln, wurde vom III. Ausschüsse nach reiflicher Prüfung angenommen und beau-
tragt, die Summe von 27 000 Mark aus dem Stände>onds zu entuehmen, um die nothwendigen
Um- und Neubauten zu ermöglichen."

Der III. Ausschuß gestattet sich daher, dem hohen Provinzial-Landtage den Antrag zu
unterbreiten:

„Der hohe Landtag wolle dem Projekte einer Erweiterung der Hebammen-Lehr¬
anstalt zu Köln seine Zustimmung ertheileu uno zur Ausführung desselben die Summe
von 27 000 Mark aus dem zur Verfügung der Provinzialstände stehenden Ständefonds
bewilligen."

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion — Herr
Kaesen hat das Wort.

Abgeordneter Kaesen: Es wird dem hohen Landtage sonderbar erscheinen, daß in dem¬
selben Momente, wo eine Neduktiou der Schülerinnen in dem Hebammen-Institute vorgeschlagen und
beschlossenworden ist, zugleich eine Erweiterung der Schule beschlossen worden ist. Der Baubcamlc
hat aber eine solche Auskunft über diese«, vor 14 Jahren von Seiten der Königlichen Staats-
rcgierung errichtete und von Seiten des jetzigen Direktors geleitete Institut gegeben, daß der
III. Ausschuß sich nicht hat erwehren können, diesem Antrage auf Erweiterung des Gebäudes bei¬
zustimmen. Das Gebäude soll iu sehr vielen Beziehungen in einem sehr trostlosen Zustande sein,
obwohl es, wie gesagt, erst vor 14 Jahren von Seiten der Königlichen Regierung errichtet
worden ist.

Landtags-Marschall: Die Hauptsache ist bei diesem Gebäude, daß die Schulräumlich¬
keiten viel zu klein sind; selbst wenn die 2chülcrinnenzahl vermindert werden wird, ist das Gebäude
deunoch uicht geräumig genug, eine Vergrößerung ist also durchaus nothwendig.

Ich frage, ob noch einer der Herren Abgeordneten das Wort ergreifen will, sonst schließe
ich die General-Diskussion und bringe den Antrag des III. Ausschusses zur Abstimmung. Ich
bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu erheben. — Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Es kommt jetzt das Referat des III. Ausschusses, betreffend de» Etat für das Hebammenwesen
einschließlich des Etats für die Provinzial-Heoammen-Lehranstalt zu Köln für die Etatsjahre vom
1. April 1882 bis 31. März 1888 und vom 1. April 1883 bis 31. März 1884. Referent ist
Herr Abgeordneter Freiherr von Fürstenberg-Gimborn. ......



55

Referent Abgeordneter Freiherr von Fürstenberg'Gimborn: Meine Herren! Der von
dem 'Provinzial - Verwaltungsrath in Vorschlag gebrachte Betrag stimmt im Allgemeinen mit dem
des vorigjährigcn Etats iiberein. Etwaige Abweichungen sind dadurch entstanden, worüber das
Referat Nr, 9 spricht, dnrch Ausfall von Schülerinnen und Wegfall von Remunerationen, welche
den Beamten und Bedienten gegeben worden sind und in Zukunft wegfallen sollen. Die übrigen
Beträge sind nach dem 3jährigen Turnus oder Durchschnitt in Ansatz gebracht. Der III. Ausschuß
stimmt dem vom Provinzial-Verwaltungsrath aufgestellten Etat für das Hebammenwcfen einschließ¬
lich des Etats für die Provinzial-Hebammen-Lehrcmstalt zu Köln bei. und empfiehlt dem hohen
Landtage denfelben zur Genehmigung.

Landtags-Marschall: Ich eröffne hierüber die Diskussion. — Ich frage, ob die
einzelnen Positionen des Etats verlesen werden sollen, (Stimmen! Nein!)

Sie wollen en dloo-Annahme des Etats? (Stimmen: Jawohl!)
Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und erkläre den Etat des Hebammenwefcns

»ach dem Antrage des III Ausschusses für en bloo genehmigt.
Hiermit schließt die Tagesordnung der heutigen Sitzung, Ich wiederhole, meine Herren,

die nächste Sitzung ist Montag Nachmittag 4 Uhr und am Vormittag 10^2 Uhr Sitzung des
Provinzial-Verwaltungsraihs. Der Herr Abgeordnete von Eynern hat das Wort.

Abgeordneter von Eynern: Ich möchte die Herren Vorsitzenden der Ausschüsse bitten,
Mittheilung über ihre Eintbeilung der Geschäfte für die 2 nächsten Tage, für Montag und
Dienstag zu machen. Es find sehr viel Mitglieder, welche dem VI. und dem I. und IV. Aus¬
schusseaugehören. Im VI. Ausschüsse kommt der sehr wichtige Schorlemer'sche Gcsctzcntwnrf
zur Berathung. Dann haben sich noch sehr viele Mitglieder dem I. und IV., dem VI. mw dem¬
jenigen Ausschusse zutheilen lassen, welcher über die Sekundärbahnen berathen soll. Ich möchte
die Herren Vorsitzenden bitten, es so einzurichten, daß die Sitzungen nicht zusammen falle».

Landtags-Marschall: Will einer der Herren Vorsitzenden über diese Sache sprechen?
Herr Direktor Seul hat das Wort.

Abgeordneter Seul: Der VI. Ausschuß wird über den Schorlemer'schen Entwurf am
nächsten Dienstag 10 V? Uhr Sitzung halten, nachdem der V. Ausschuß vorher über die Sekundär¬
bahnen berathen hat, fodaß eine Kollision nicht eintritt.

Abgeordneter Freiherr von Frentz: Der V. Ausschuß wird Dienstag Morgen 9 Uhr über
die Sekundärbahnen berathen.

Landtags-Marschall: Also der V. Ausschuß hält Dienstag Morgen 9 Uhr Sitzung
und, nachdem diese Berathung geschloffen ist, der VI. Ausschuß über den Schorlemer'schen
Antrag. Ich theile Herrn Freiherrn von Solem acher auf feinen Wuusch noch dem V. Ausschuß
für die Frage der Sekundärbahnen zu. Die Sitzung ist gefchlossen. ' ,

(Schluß der Sitzung 1^ Uhr.)

',
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